
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20488 

 10.07.2026 
 

Datum des Originals: 10.07.2026/Ausgegeben: 13.07.2026 

 

 
Kleine Anfrage 8404 
 
des Abgeordneten Ralf Witzel   FDP 
 
 
Bericht der Innenministerkonferenz zur Zukunft des öffentlichen Dienstes? –  
Welche Vorhaben sind geplant? 
 
 
Mit Beschluss zu TOP 3.2 der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen 
und den Regierungschefs der Länder vom 25. Juni 2026 in Berlin haben diese unter Ziffer 2 
den Bericht der Innenministerkonferenz „Zukunft des öffentlichen Dienstes“ vom 30. April 2026 
zur Kenntnis genommen. Der Bericht soll zahlreiche Vorhaben benennen und wird als eine 
gute Grundlage für die Umsetzung durch Bund und Länder bezeichnet, um die Modernisierung 
von Personal- und Dienstrechtsstrukturen sowie des Personalmanagements weiter 
voranzutreiben.  
 
Bei der Prüfung der konkreten Umsetzung der vorgeschlagenen und gegebenenfalls weiterer 
Vorhaben sollen insbesondere die Bereiche Personalgewinnung, Personalentwicklung, 
Personalsteuerung sowie die Durchlässigkeit zwischen öffentlichem Dienst, Wissenschaft und 
Wirtschaft berücksichtigt werden.1 Die Innenministerkonferenz hat den Bericht „Zukunft des 
öffentlichen Dienstes“ vom 30. April 2026 bislang nicht veröffentlicht. Nichtsdestotrotz besteht 
ein erhöhtes parlamentarisches Informationsinteresse an diesem Bericht und den dort 
enthaltenen Vorhaben zur Weiterentwicklung des öffentlichen Dienstes.  
 
Da der Inhalt des Berichts diesseits nicht bekannt ist, die Umsetzung der darin enthaltenen 
Vorhaben nach dem Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und 
Regierungschefs aber ausdrücklich als „Grundlage“ bezeichnet wird, die noch der 
weitergehenden Prüfung jeweils durch Bund und Länder bedarf, ist davon auszugehen, dass 
es sich bei dem Bericht um eine Entscheidungsgrundlage im Sinne der 
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung handelt, die zwar der Meinungsbildung der 
Regierung zugrunde liegt, selbst aber keine Rückschlüsse auf diese zulässt. Solche 
Unterlagen werden von vornherein nicht vom Kernbereichsschutz erfasst.2 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Welche einzelnen konkreten Themen werden in dem Bericht „Zukunft des öffentlichen 

Dienstes“ der Innenministerkonferenz vom 30. April 2026 angesprochen? 
 
2. Welche einzelnen konkreten Vorhaben sind in dem Bericht „Zukunft des öffentlichen 

Dienstes“ der Innenministerkonferenz vom 30. April 2026 enthalten? 

 
1 Vgl. Vorlage 18/5267, Seite 33 f. 
2 VerfGH NRW, Urteil vom 15. Dezember 2015, Az.: VerfGH 12/14, Rdnr. 119 bei juris.  
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3. Welche der in dem Bericht „Zukunft des öffentlichen Dienstes“ der 
Innenministerkonferenz vom 30. April 2026 enthaltenen konkreten Vorhaben hat das 
Land Nordrhein-Westfalen gegebenenfalls bereits umgesetzt? 

 
4. Zu welchen einzelnen konkreten Vorhaben des Berichts „Zukunft des öffentlichen 

Dienstes“ der Innenministerkonferenz vom 30. April 2026 hat die Landesregierung 
bereits ihre Willensbildung abgeschlossen?  

 
5. Inwieweit setzt sich die Landesregierung dafür ein, dass der Bericht „Zukunft des 

öffentlichen Dienstes“ der Innenministerkonferenz vom 30. April 2026 veröffentlicht wird? 
 
 
 
Ralf Witzel 
 


